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Bericht
über die

Staatsverwaltung des Kantons Bern
für

das Jahr 1901.

Bericht des Regierungspräsidiums.

Volksentscheide.
Im Berichtsjahr fand keine eidgenössische und nur

eine kantonale Volksabstimmung statt, nämlich am
4. März über den Beschluss betreffend Subventionierung

der Schmalspurbahn Bern-Köniz-Schwarzenburg,
welcher mit 26,854 gegen 10,590, also mit einem
Mehr von 16,264 Stimmen angenommen wurde. Die
Zahl der Stimmberechtigten betrug an diesem Tage
126,048.

Vertretung in den eidgenössischen Eäten.
.Als Ständeräte für das Jahr 1901 wurden am

21. November 1900 die bisherigen, nämlich
Regierungsrat Ritschard und Grossrat Bigler, bestätigt.

Am 20. Januar fand eine Wahl in den Nationalrat
im 11. "Wahlkreis statt zum Ersatz des verstorbenen

Fürsprecher C. Folietete. Gewählt wurde Bierbrauereibesitzer

Jos. Choquard in Pruntrut.

Grosser Rat.
Ersatzwahlen in den Grossen Rat mussten 11

getroffen werden, 5 infolge Demission und 6 infolge
Hinscheides der bisherigen Inhaber der Stellen.

Für das Verwaltungsjahr 1901/1902 wurden zum
Präsidenten des Grossen Rates Handelsmann Will in
Nidau, zu Vizepräsidenten Gemeindepräsident Jacot
in Sonvilier und Handelsmann Wurstemberger in
Bern gewählt.

Als Stimmenzähler wurden gewählt Handelsmann
Burkhalter in Walkringen, Fürsprecher Houriet in
"Courtelary, Landwirt Marschall in Neuenegg und
Arbeitersekretariatsadjunkt Reimann in Biel.

Der Grosse Rat versammelte sich in 6 Sessionen
mit 32 Sitzungen und behandelte folgende wichtigeren
Geschäfte :

1. Beratung und Beschlussfassung über Gegenstände,

welche der Volksabstimmung unterliegen (St.-
V., Art. 26, Ziff. 1):

a. Gesetz betreffend die Erhaltung der Kunstaltertümer

und Urkunden (erste und zweite Beratung) ;

b. Gesetz betreffend die Anwendung der Körperstrafe

in den Schulen und Erziehungsanstalten
(erste und zweite Beratung, die zweite mit dem
Schluss auf Nichteintreten);

c. Gesetz betreffend den Tierschutz (erste Beratung) ;

d. Gesetz betreffend die Einführung eines Verwal-
tungsgerichtes (erste Beratung);

e. Gesetz über die direkteu Staats- und Gemeindesteuern

(erste Beratung);
/. Beschluss betreffend Subventionierung der

Schmalspurbahn Bern-Köniz-Schwarzenburg.
2. Erlass von Dekreten (St.-V., Art. 26, Ziff. 2) :

a. Reglement für den Grossen Rat des Kantons
Bern;

b. Dekret betreffend die Errichtung einer zweiten
Pfarrstelle in Köniz ;

c. Dekret betreffend die Errichtung einer dritten
Pfarrstelle in der reformierten Kirchgemeinde
Pruntrut-Freibergen ;

d. Dekret betreffend die Ergänzung des Dekretes
vom 7. September 1891 über die Organisation
der kantonalen Gewerbeschule in Burgdorf;

e. Dekret über die Verwendung des kantonalen
Kranken- und Armenfonds;
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Regierungspräsidium.

/. Dekret betreffend die Ausrichtung von ausser¬
ordentlichen Staatsbeiträgen an die Armenausgaben

besonders belasteter Gemeinden;

g. Dekret betreffend die Errichtung einer zweiten
Sekretariatsstelle auf der Polizeidirektion.

Vom Grossen Rat abgelehnt wurde der vom
Regierungsrat beantragte Erlass eines Dekretes betreffend
die Einteilung des Staatsgebietes in Grossratswahlkreise.

Gegen diesen Beschluss ist bei dem Bundesgericht

von Dr. Brüstlein und Mithafte ein Rekurs
eingereicht worden. Der Entscheid über diesen
Rekurs steht noch aus.

3. Behandelte Motionen und beantwortete
Interpellationen.

Es wurden erheblich erklärt:

a. Die Motion Bühlmann und Mithafte vom 23. Mai
1900, lautend:

1. Der Regierungsrat wird eingeladen, die

Frage zu prüfen und darüber Bericht und

Antrag vorzulegen, ob und welche Massnahmen

getroffen werden können, um den Durchgang
durch die Aareschlucht bei Meiringen für
jedermann frei zu machen,

2. bis zur Erledigung dieser Motion sei den

Interessenten eine neue Konzession nicht zu
erteilen" ;

b. die Motion Wyss und Mithafte vom 28. November
1900, lautend:

.Der Regierungsrat wird eingeladen, Bericht
und Antrag zu bringen, ob nicht der Schaden,
welcher infolge der Bekämpfung der Maul-
und Klauenseuche (1899 und 1900) infolge der
getroffenen ausserordentlichen Anordnungen
nachweisbar entstanden ist, dem Grundsatz
nach anzuerkennen und aus der Staatskasse

zu vergüten sei";

c. die Motion Lohner und Mithafte vom 26. Februar
1901, lautend:

Die Unterzeichneten, in Erwägung

1. betreffend die Erstellung einer Fahrstrasse
über den Susten,

a. dass dieselbe im militärischen Interesse der
Eidgenossenschaft liegt,

b. dass dieselbe im volkswirtschaftlichen In¬

teresse des Kantons, namentlich in
Hinsicht auf den Fremdenverkehr; liegt,

c. dass durch sie abgelegenen Gegenden die
Wohltaten besseren Verkehrs zu teil
würden,

2. betreffend die Erstellung einer Fahrstrasse
zwischen Meiringen und Innertkirchen durch
die sogenannte Aareschlucht,

a. dass dieselbe zu einem rationellen Ausbau
der schon erstellten Grimselstrasse und der

neu zu erstellenden Sustenstrasse gehört,
&. dass damit der Touristenwelt eine Natur -

schönheit ersten Ranges (Aareschlucht)
unentgeltlich erschlossen wird und die bei
den Behörden hängige Aareschluchtange-
legenheit ihre beste Erledigung findet,

stellen beim Grossen Rat den Anzug

1. betreffend die Fahrstrasse über den Sus-

ten, es sei dem Regierungsrat der Auftrag zu
erteilen, in Verbindung mit den Behörden des

Kantons Uri, eventuell auch den Bundesbehör-
den, ein Projekt mit Kostenvoranschlag
auszuarbeiten,

2. betreffend die Fahrstrasse zwischen Mei-
Bingen und Innertkirchen durch die Aare-
schlucht, es sei dem Regierungsrat der
Auftrag zu erteilen, dem Grossen Rat Bericht
darüber zu erstatten, ob es nicht möglich sei,
dieses Strassenstück, über welches Pläne und
Kostenvoranschlag ausgearbeitet sind, unter
'Beihülfe des Bundes in nächster Zeit zur
Ausführung zu bringen, in dem Sinne, dass die
bezügliche Ausgabe auf eine Anzahl von Jahren
verteilt würde" ;

d. die Motion Wül und Mithafte vom 20. Mai 1901,
" lautend :

Der Regierungsrat wird eingeladen,
unverzüglich die nötigen Anordnungen zu treffen,
dass die Schleusen bei Nidau rascher und
sicherer gehandhabt werden, als bisher. Ferner
wird der Regierungsrat eingeladen, mit
möglichster Beförderung dahin zu wirken, dass die
Wasserabflussverhältnisse am Bielersee
verbessert werden, und dass das Werk der Jura-
gewässerkorrektion vollendet wird. Der Grosse

Rat gewärtigt die hierauf bezüglichen Berichte
und Anträge" ;

e. das Postulat der Staatswirtschaftskommission
zum Staatsverwaltungsbericht des Jahres 1900,
lautend:

Der Regierungsrat ist eingeladen, die Frage
zu prüfen und beförderlich darüber Bericht zu
erstatten, in welcher Weise dafür gesorgt wer»
den kann, dass die den Gemeinden und
Korporationen zur Förderung des Löschwesens
zugesicherten Beiträge in Zukunft rechtzeitig
ausgerichtet werden können" ;

/. das Postulat der Staatswirtschaftskommission
zum Staatsverwaltungsbericht des Jahres 1900,
lautend :

Der Regierungsrat ist eingeladen, in der
Verwaltung und im Rechnungswesen des Lehr-
mittelverlages unverzüglich Ordnung zu
schaffen" ;

g. die Motion Reimann vom 19. November 1901,
lautend :

Der Regierungsrat wird eingeladen, zu
untersuchen und Bericht zu erstatten, ob die Kosten
der Rehabilitation ausgepfändeter Schuldner
nicht vollständig von der Staatskasse getragen,
beziehungsweise nicht bedeutend herabgesetzt
werden könnten" ; ¦

h. Die Motion Bigler vom 20. November 1901,
lautend :

Der Regierungsrat wird eingeladen, zu prüfen

und Bericht und Antrag einzubringen, ob



R egierungspräsidium.

nicht der Art. 81 des Primarschulgesetzes da-
hin abgeändert werden sollte, dass bei den
Entschuldigungsgründen auf die besondern
Verhältnisse der Fortbildungsschule mehr Rücksicht

genommen werden könnte".

Folgende Interpellationen wurden gestellt und
beantwortet :

a. Interpellation Zgraggen betreffend Unterbringung
der Amtsschreiberei und des Betreibungsamtes
Bern im neuen Amthaus;

b. Interpellation Müller betreffend Vorlage des
Gesetzes über den Schutz der Arbeiterinnen
und der nicht dem Fabrikgesetz unterstellten
männlichen Arbeiter;

c. Interpellation Zgraggen betreffend die Einführung

der Titularprofossur ;

d. Interpellation Dürrenmatt betreffend den Erlass
eines Unvereinbarkeitsgesetzes ;

e. Interpellation Moor betreffend Bewilligung der
französischen Kirche für eine Böcklinfeier ;

/. Interpellation Zgraggen betreffend den Maiumzug

in Bern ;

g. Interpellation Gross betreffend Massnahmen ge¬
gen die Blatternepidemien.

Unerledigte Geschäfte.

Von den beim Grossen Rat anhängigen, aber im
Berichtsjahr noch nicht zur Erledigung gelangten
Geschäften sind zu erwähnen:

1. Die Gesetze über Vereinfachungen und
Änderungen in der Gesetzgebung, über den Tierschutz,
über Vereinfachungen im Staatshaushalt, über die
Einführung eines Verwaltungsgerichtes, über die
Viehversicherung, über die direkten Staats- und Gemeindesteuern,

über die Sonntagsruhe, über gewerbliche und
kaufmännische Berufslehre.

2. Die Dekrete betreffend das Bestattungswesen,
betreffend die Verteüung des Alkoholzehntels,
betreffend das Verfahren bei Volkswahlen und
Volksabstimmungen, betreffend die Organisation der kantonalen

Irrenanstalten Waldau, Münsingen und Bellelay,
betreffend die Wahl der Vertreter des Kantons Bern
in den Verwaltungsbehörden der Bundesbahnen,
betreffend die Besoldungen und Kautionen der Beamten
der Kantonalbank, betreffend die Organisation der
Landwirtschaftsdirektion, betreffend Abänderung von
§ 16 der Feuerordnung, betreffend die Feststellung
des Repräsentationsverhältnisses der Grossratswahlkreise.

3. Die Motionen Milliet und Mithafte betreffend
die Verwertung der Abfallstoffe der Stadt Bern,
Midier und Mithafte betreffend die
Arbeitslosenversicherungskassen, Moor und Mithafte betreffend
Abschaffung der Strafminima, Zgraggen und Mithafte
betreffend die Titularprofessur, Steiger betreffend
Kosten der amtlichen Güterverzeichnisse, Gross und
Mithafte betreffend Massnahmen gegen die
Blatternepidemien, Demme betreffend Revision des Armen-
polizeigesetzes, Will Und Mithafte betreffend eine
Eisenbahnverbindung durch den bernischen Jura in

der Richtung nach Basel und Delle, Demmo betreffend
Errichtung einer Anstalt für beschränkt arbeitsfähige
Personen, sowie das Postulat der Staatswirtschaftskommission

betreffend die Versetzung der Spiez-
Faulensee-Leissigen-Strasse in die IV. Klasse.

Regierungsrat.
Regierungspräsidenten waren: bis Ende Mai

Gemeindedirektor Minder, von da an der Unterzeichnete.
In der Verwaltung der Direktionen erfolgten im

Berichtsjahr keine Voränderungen.
Der Regierungsrat behandelte in 120 Sitzungen

4547 Geschäfte.
Die im letzten Bericht erwähnte Frage der

Revision des Dekretes vom 29. Januar 1894 ist noch
nicht spruchreif geworden, da dieser Revision
vorgängig die Frage der Wahlkrciseinteilung endgültig
entschieden sein muss.

Dem Protokoll des Regierungsrates ist zum erstenmal

in diesem Jahr eine Inhaltsangabe derjenigen
Entscheide des Regierungsrates beigedruckt, welchen
grundsätzliche Bedeutung zukommt. Der Nutzen
dieser Inbaltsgabe für die Durchführung einer
konstanten Verwaltungspraxis braucht nicht näher
dargelegt zu werden. Auch für eine zukünftige
Darstellung des bernischen Verwaltungsrechtes wird
dadurch erspriessliche Vorarbeit geleistet.

Das Verzeichnis der in früheren Jahren vom
Grossen Rat erheblich erklärten und noch unerledigten
Motionen und Postulate wird gemäss Art. 17 des

neuen Grossratsreglementes dem Grossen Rat in
besonderer Vorlage in der Frühjahrsession unterbreitet
werden.

Bezirksbeamte.
Im Berichtsjahr mussten angeordnet werden:

1. infolge des Todes der bisherigen Inhaber der
Stellen eine Regierungsstatthalterwahl im
Amtsbezirk Ober-Simmenthal, Amtsrichter- resp.
Amtsgerichtssuppleantenwahlen in den
Amtsbezirken Erlach, Münster, Signau, Ober-Simmenthal

;

2. infolge Demission eine Regierungsstatthalterwahl
im Amtsbezirk Münster, Gerichtspräsidentcn-
wahlen in den Amtsbezirken Biel, Freibergen
und Ober-Simmenthal, Amtsrichter- resp. .Amts-
gerichtssupploantenwahlen in den Amtsbezirken
Burgdorf, Freibergen, Konolfingen, Signau;

3. infolge Ablaufs der Amtsdauer
Betreibungsbeamtenwahlen in den Betreibungskreisen
Aarberg, Büren, Laupon, Signau.

Staatskanzlei.
Die Unzulänglichkeiten des der Staatskanzlei zu

Gebote stehenden Raumes macht sich immer mehr
fühlbar; im besonderen leidet die Druckschriftenverwaltung

unter diesem Übelstand.
Die Frage der Formatänderung der Heimatscheine,

bei welcher verschiedene Verwaltungszweige
mitzusprechen haben, konnte auch im Berichtsjahr noch
nicht zur Erledigung gebracht werden.
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Staatsarchiv.
Zu den Ratsmanualen von 18611875 ist ein

Generalregister unternommen worden, das 1902
fertiggestellt werden wird.

Als Gehülfe für die Bearbeitung der Fontes Rerum
Bernensium trat am 1. Februar Dr. phil. Aug Plüss
ein. Er war mit der Korrektur der Bogen 38 bis
46 des 8, Bandes und mit der Bearbeitung des mühevollen

zudienenden Bandregisters beschäftigt.
Das Archiv erhielt von Herrn L. von Augspurger,

Präsident der Oberwaisenkammer, eine wertvolle
Aktensammlung aus dem Monat Januar 1798, die
sein Grossvater als Sekretär der zur Entgegennahme

der Vorstellungen der Gemeinden eingesetzten
Standeskommission zusammengestellt hatte. Ferner
bereicherte Herr Karl von Gonzenbach durch
Vermittlung von Herrn und Frau Marcuard-von Gonzenbach

die Archivbibliothek auf das dankenswerteste
durch eine grosse Zahl von Büchern aus der Bibliothek

des Herrn Dr. Aug. von Gonzenbach sei.

Bern, den 31. Januar 1902.

Der Regierungspräsident :

Joliat.

Vom Regierungsrat genehmigt am 5. März 1902.

Test. Der Staatsschreiber: Kistler.
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